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„Sputnik V“ soll Virus eindämmen
Argentinien bestellt Impfstoff aus Russland
Alberto Fernández setzt große Hoffnungen in den russischen Impfstoff. (Foto: Casa rosada)
Buenos Aires (AT/mc) - Ist dies ein entscheidender Schritt im Kampf gegen die Corona-Pandemie? Wie Präsident Alberto Fernández am Montag ankündigte, werde Argentinien zwischen Dezember und Januar den russischen Impfstoff „Sputnik V“ für zehn Millionen Argentinier gegen die Lungenkrankheit Covid-19 erhalten. Pro Person sind jeweils zwei Dosen nötig.
Das russische Vakzin war bereits im August freigegeben worden. International gab es jedoch Kritik daran, weil die Freigabe noch vor dem Abschluss wichtiger Tests erfolgte. Derzeit laufen breit angelegte Phase-III-Studien.
„Wir hatten eine Anfrage des russischen Außenministeriums und des russischen Staatsfonds, ob Argentinien interessiert sei, den Impfstoff im Dezember zu bekommen. Selbstverständlich haben wir Ja gesagt“, so der argentinische Staatschef in einer Presseerklärung. „Für uns ist es sehr wichtig, weil es uns ermöglichen könnte, im ganzen Land die Bevölkerungsgruppen zu impfen, die gefährdet sind.“
Der Präsident persönlich koordinierte eine Reise von Vize-Gesundheitsministerin Carla Vizzotti und Präsidentenberaterin Cecilia Nicolini nach Russland, damit diese sich über den Entwicklungsstand und die Anwendbarkeit des Impfstoffes informieren.
„Wir sind sehr hoffnungsfroh“, macht Fernández seinen Landleuten Mut. Schon seit längerer Zeit sei man mit dem russischen Staatsfonds im Gespräch, um zu sehen, wie es mit der Impfstoffentwicklung läuft. „Wir sind sehr daran interessiert, den ersten Impfstoff, der auf den Markt kommt, zu haben“, meinte der Staatschef. Man habe jeden Schritt nachvollziehen können, der in Russland und der Weltgesundheitsorganisation (WHO) gemacht wurde, um die Qualität des Impfstoffs zu prüfen.
Den Preis für den Impfstoff siedelte Fernández „mehr oder weniger im Durchschnitt dessen an, was weltweit für Impfstoffe verlangt wird“. Der Präsident erklärte, sich selbst ebenfalls mit dem „Sputnik V“ impfen zu lassen. Aber erst, wenn sichergestellt sei, dass alle Argentinier sich damit impfen lassen können.
So wie man mit Russland zusammengearbeitet habe, kooperiere man auch mit anderen Laboratorien in der Welt, die Impfstoffe gegen Covid-19 entwickeln, erläuterte der Präsident: „Wir wollen garantieren, dass es für alle Argentinier Impfungen gibt.“
Deutschland 1948 - Reise durch vier Zonen
In diesem Jahr bereisen die beiden Journalisten Ernesto Alemann und sein Sohn Roberto die vier Besatzungszonen.
Das vergriffene Werk erscheint jetzt als E-Book und ist auf Amazon erhältlich.
Lateinamerika
Kontinent in Kürze
MEXIKO
Frau gegen Kartelle
Mexiko-Stadt - Eine Frau soll die nächste Sicherheitsministerin von Mexiko werden. Präsident Andrés Manuel López Obrador will Rosa Icela Rodríguez für den wichtigen Posten im Kampf gegen die mächtigen Drogenkartelle in dem lateinamerikanischen Land nominieren. Der Senat muss die Personalie noch bestätigen. Mexiko erlebt seit Jahren sehr hohe Gewaltraten. Diese gehen zu einem großen Teil auf das Konto von Kartellen und Banden, die in den Drogenhandel in die USA, aber auch etwa Entführung und Erpressung verwickelt sind. Oft haben sie Verbindungen zu Sicherheitskräften. Nach jüngsten Zahlen gibt es in dem lateinamerikanischen Land mit rund 130 Millionen Einwohnern jeden Tag knapp 100 Morde. Die meisten Verbrechen werden nie aufgeklärt.
BRASILIEN
Wälder brennen weiter
Rio de Janeiro - Die schlimmen Waldbrände in Brasilien wüten im Pantanal, einem der größten Binnenland-Feuchtgebiete der Welt und im Amazonas-Gebiet weiter. Das brasilianische Institut für Weltraumforschung (Inpe), das Satellitenbilder auswertet, registrierte im Oktober 17 326 Brandherde. Das sind mehr als doppelt so viele wie im Oktober 2019, als das Inpe 7855 Feuer verzeichnete, und die zweitmeisten - nach 2015 (19 469)- für den Monat Oktober in den vergangenen zehn Jahren. Das Pantanal hatte in der vergangenen Woche bereits kurz vor Monatsende einen der Oktober mit den meisten Brandherden seit dem Jahr 2002 verzeichnet. Die Brände wüten seit Monaten, obwohl die brasilianische Regierung das Abbrennen von Flächen im Amazonas-Gebiet und im Pantanal im Juli per Dekret verboten hatte. Seit Mai ist das Militär im Kampf gegen die Flammen im Amazonas-Gebiet im Einsatz. Es war jedoch fraglich, ob Brasilien nun tatsächlich seine Bemühungen gegen die Brände erhöhen würde. Kritiker werfen dem rechten Präsidenten Jair Bolsonaro vor, ein Klima geschaffen zu haben, in dem sich Farmer zu immer mehr Brandrodungen ermutigt fühlen. Wie das Amazonas-Gebiet wird auch das Pantanal durch Landnahme für landwirtschaftliche Nutzung bedroht.
KOLUMBIEN
Ex-Farc-Protest
Bogotá - Hunderte ehemalige Kämpfer der kolumbianischen Farc-Guerrilla sind auf ihrem „Marsch für das Leben und den Frieden“ in Kolumbiens Hauptstadt Bogotá angekommen. Wie im kolumbianischen Fernsehsender „Caracol TV“ am Sonntagabend zu sehen war, versammelten sie sich auf dem Bolívar-Platz im Herzen der Stadt. Die Ex-Guerrilleros, die weiße Fahnen schwenkten, fordern einen besseren Schutz und ein Gespräch mit Präsident Iván Duque. Die früheren Kämpfer waren vor rund zehn Tagen aus verschiedenen Regionen des Landes aufgebrochen und hatten auf ihrem Weg an mehreren Orten um Entschuldigung für ihre Taten gebeten. Auslöser für den Marsch war die Ermordung des als „Albeiro Suárez“ bekannten Juan de Jesús Monroy, der die Wiedereingliederung im zentralen Department Meta angeführt hatte. Kolumbien litt mehr als 50 Jahre unter einem bewaffneten Konflikt zwischen den Streitkräften, linken Guerrillagruppen und rechten Paramilitärs, den das Friedensabkommen 2016 beendete.
BRASILIEN
Klage gegen Bolsonaro jr.
Rio de Janeiro - Der Sohn des brasilianischen Präsidenten und Senator Flávio Bolsonaro ist wegen organisierter Kriminalität angeklagt worden. Dem ältesten Sohn von Staatschef Jair Bolsonaro wird die Bildung einer kriminellen Vereinigung, Veruntreuung, Unterschlagung und Geldwäsche während seiner Zeit als regionaler Abgeordneter zwischen 2007 und 2018 vorgeworfen, wie die Staatsanwaltschaft von Rio de Janeiro am Mittwoch mitteilte. Die Klage richtet sich auch gegen Flávio Bolsonaros früheren Berater Fabrício Queiroz und 15 weitere Verdächtige. Queiroz war bereits im Juni im Rahmen von Geldwäscheermittlungen festgenommen worden. Auf seinem Konto wurden zwischen 2016 und 2017 „untypische Bewegungen“ von 1,2 Millionen Reais (umgerechnet 200.000 Euro) festgestellt, wie es damals hieß. Flávio Bolsonaro soll als regionaler Abgeordneter mehrere Angestellte auf seine staatlich finanzierte Gehaltsliste gesetzt haben, die tatsächlich gar nicht arbeiteten. Einen Teil ihres erschlichenen Gehalts sollen sie dann an Bolsonaro abgegeben haben. Der Senator wies die Vorwürfe zurück.
PERU
Vizcarra unter Druck
Lima - Nach weniger als zwei Monaten muss sich der peruanische Präsident Martín Vizcarra erneut einem Amtsenthebungsverfahren stellen. Bei einer Abstimmung am Montag votierten 60 Kongressabgeordnete für die Einleitung des Verfahrens, 40 stimmten dagegen und 18 Parlamentarier enthielten sich. Ab kommenden Montag soll über die Amtsenthebung abgestimmt werden. Um Vizcarra abzusetzen, sind 87 Stimmen nötig. Vizcarra wird vorgeworfen, während seiner Amtszeit als Gouverneur der Region Moquegua von 2011 bis 2014 Bestechungsgelder von einer Baufirma in Höhe von 2,3 Millionen Soles (546.000 Euro) angenommen zu haben. Der Staatschef wies die Vorwürfe zurück und warf der Opposition vor, das Land zu destabilisieren. Erst Mitte September hatte Vizcarra ein Amtsenthebungsverfahren im Kongress überstanden. Der parteilose Vizcarra war 2018 an die Staatsspitze gerückt, nachdem sein Vorgänger Pedro Pablo Kuczynski wegen Korruptionsvorwürfen zurückgetreten war. (dpa)
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Internationale Politik
USA aus Klimaabkommen ausgeschieden
Ausstieg löst international Bedauern aus
Der Kohleabbau in den USA geht weiter – das Land ist aus dem Pariser Klimaabkommen ausgeschieden. (Foto: dpa)
Washington/Berlin (dpa) - Am Tag nach der Präsidentenwahl sind die USA offiziell aus dem Pariser Klimaabkommen der Vereinten Nationen ausgeschieden. Klimaschützer und auch die Bundesregierung bedauerten den Schritt, den Präsident Donald Trump ein Jahr zuvor in die Wege geleitet hatte. Für die internationale Klimapolitik sei das „höchst bedauerlich“, sagte Regierungssprecher Steffen Seibert am Mittwoch in Berlin. „Umso wichtiger“ bleibe es nun, dass die EU und Deutschland „mit gutem Beispiel vorangehen“.
Die Kündigung trat am Mittwoch um Mitternacht New Yorker Ortszeit in Kraft, wie das Klimasekretariat der Vereinten Nationen zuvor erklärt hatte - genau vier Jahre, nachdem die 2015 in Paris ausgehandelte historische Vereinbarung zur Begrenzung des Klimawandels in Kraft getreten war, und ein Jahr nach der formellen Austrittserklärung der US-Regierung. Die USA sind das erste und bisher einzige Land, das das Klimaabkommen verlassen hat. Sie haben weltweit den zweithöchsten Treibhausgas-Ausstoß nach China, bei deutlich weniger Einwohnern.
Russlands Präsident Wladimir Putin ordnete am Mittwoch eine Senkung des Ausstoßes von Treibhausgasen um 70 Prozent des Niveaus von 1990 an, um den Klimawandel zu bremsen. Das Ziel solle bis 2030 erreicht werden, heißt es in der Verfügung. Zudem wies Putin die Regierung an, eine Strategie für eine klimaneutrale soziale und wirtschaftliche Entwicklung Russlands bis 2050 auszuarbeiten.
Dolores abgeführt
Landgut geräumt / Strafanzeige gegen Grabois
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Ziel der Vereinbarung von Paris ist, den Klimawandel auf deutlich unter zwei Grad zu begrenzen. Bestimmte Details zur Umsetzung werden bis heute verhandelt, aber im Großen und Ganzen stehen die Regeln. Bisher reichen die Pläne der Staaten für das Einsparen von Treibhausgasen noch längst nicht aus, um das Zwei-Grad-Ziel zu schaffen. Die Folgen der Klimakrise sind bereits weltweit spürbar - dazu gehören etwa ein Anstieg der Meeresspiegel, ein höheres Risiko von Dürren, Hitzewellen, schweren Stürmen und Überschwemmungen, aber auch das Abschmelzen von Gletschern und der Eisflächen an den Polen oder das Absterben von Korallenriffen.
Das UN-Klimasekretariat teilte gemeinsam mit einigen Staaten mit, man nehme den Austritt der USA „mit Bedauern“ zur Kenntnis - und wolle weiterhin mit allen US-Interessensgruppen und Partnern daran arbeiten, den Klimaschutz schneller voranzubringen.
US-Präsident Donald Trump hat seit seinem Amtsantritt im Januar 2017 viele politische Vorgaben zum Klima- und Umweltschutz rückgängig gemacht. Trumps Herausforderer Joe Biden hatte dagegen angekündigt, dem Pariser Klimaabkommen wieder beizutreten und das Ziel zu verankern, die US-Wirtschaft bis 2050 klimaneutral zu machen - das heißt, dass unterm Strich keine zusätzlichen Treibhausgase mehr in die Atmosphäre gelangen. Auch die Europäische Union will bis 2050 klimaneutral werden.
Der Austritt der USA sei ein „Rückschlag, aber nicht das Ende der globalen Klimapolitik“, sagte der FDP-Klimaexperte Lukas Köhler. Der Linke-Politiker Lorenz Gösta Beutin sprach von einem „klimapolitischen Super-Gau“. Die Grünen-Politikerin Lisa Badum sagte, der Austritt sei ein „herber Verlust und Ergebnis einer von Nationalismus, Egoismus und Wissenschaftsleugnung getriebenen Politik“.
Das Wohnungsproblem
Von Juan E. Alemann
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Internationale Politik
Nach Erdbeben in der Ägäis
Türkei beendet Rettungsarbeiten / 114 Tote
Rettungskräfte in Izmir suchen in den Trümmern nach Überlebenden. (Foto: dpa)
Izmir (dpa/wvg) - Fünf Tage nach dem verheerenden Erdbeben im türkischen Izmir haben Einsatzkräfte die Rettungsarbeiten beendet. „Die Such- und Rettungsteams haben ihre Arbeit abgeschlossen“, teilte der Vorsitzende der türkischen Katastrophenschutzbehörde Afad, Mehmet Güllüoglu, am Mittwoch via Twitter mit. Umwelt- und Städteminister Murat Kurum sagte, die Zahl der Toten liege nun bei 114.
Einsatzkräfte hätten 107 Menschen gerettet, 6600 Menschen seien derzeit in Zelten untergekommen, so Kurum. Bei dem schweren Beben am vergangenen Freitagnachmittag in der Ägäis waren Teile der Westtürkei und auch Griechenlands erschüttert worden. Mehr als 1000 Menschen wurden Kurum zufolge verletzt. Auf der griechischen Insel Samos wurden zwei Jugendliche von Trümmern einer einstürzenden Mauer erschlagen.
In der Nacht nach dem Beben spielten sich dramatische Szenen ab. Zum Symbol der Katastrophe wurde eine Frau namens Buse Hasyilmaz, die nach fast zehn Stunden lebend aus den Trümmern eines siebenstöckigen Gebäudes gerettet wurde und zuvor mit Helfern telefonieren konnte. Umstehende und Einsatzkräfte applaudierten als sie auf einer Krankentrage weggebracht wurden.
Noch 91 Stunden nach dem schweren Erdbeben wurde ein Mädchen im türkischen Izmir aus den Trümmern eines Wohnhauses gerettet. Das Kind sei drei Jahre alt und heiße Ayda Gezgin, schrieb Gesundheitsminister Fahrettin Koca auf Twitter. Auf Aufnahmen der Katastrophenschutzbehörde Afad war zu sehen, wie ein Rettungshelfer sich zu der Kleinen beugte, die voller Staub zwischen Schutt und Trümmern lag. Bereits am Montag waren ein dreijähriges Mädchen 65 Stunden und eine 14-Jährige 58 Stunden nach dem Erdbeben aus den Trümmern gerettet worden.
Tausende Menschen verbrachten die Nacht nach Angaben des Bürgermeisters der Stadt Izmir, Tunc Soyer, in Notunterkünften. Zelte wurden errichtet und Helfer teilten in Parks Essen aus, wie auf Bildern zu sehen war. Auch auf der griechischen Insel Samos schliefen Menschen aus Furcht vor Nachbeben im Freien, in Autos oder gänzlich ohne ein Dach über dem Kopf, wie örtliche Medien berichteten.
Das Zentrum des Bebens lag den Behörden zufolge im Meer vor der türkischen Provinz Izmir. Die türkische Katastrophenbehörde gab die Stärke mit 6,6 an, die US-Erdbebenbehörde USGS sogar mit 7. Sowohl auf Samos als auch an der türkischen Westküste trat bei einem Tsunami nach dem Beben, den Experten als moderat einstuften, das Wasser über die Ufer. Aufnahmen aus Samos zeigten weggespülte Autos, die anschließend quer auf der Straße zum Stehen kamen; Läden und Keller wurden überschwemmt.
In der Türkei verlaufen mehrere Verwerfungslinien und das Land wird immer wieder von schweren Erdbeben erschüttert. Erst im Januar waren bei zwei Beben in den osttürkischen Städten Elazig und Malatya mehr als 40 Menschen getötet worden. Auch die Millionenmetropole Istanbul ist stark erdbebengefährdet.
Im Blickfeld: Qual-Wahl
Von Stefan Kuhn
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Internationale Politik
Weltnachrichten
EUROPÄISCHE UNION
Rechtsstaatlichkeit
Brüssel - Regierungsvertreter aus EU-Staaten und das Europaparlament haben sich auf ein Verfahren zur Kürzung von EU-Mitteln bei bestimmten Verstößen gegen die Rechtsstaatlichkeit geeinigt. Das bestätigten Abgeordnete und die deutsche EU-Ratspräsidentschaft am Donnerstag in Brüssel. Mit dem neuen Mechanismus könnte es erstmals möglich werden, die Missachtung von grundlegenden EU-Werten im großen Stil finanziell zu ahnden. Konkret soll dies etwa der Fall sein, wenn mangelnde Unabhängigkeit von Gerichten den Missbrauch von EU-Mitteln ermöglicht. Vor allem Ungarn und Polen wurde zuletzt immer wieder vorgeworfen, den Einfluss der Regierung auf die Justiz auszubauen. Beide Länder drohen mit einer Blockade des Gemeinschaftshaushalts, sollte der Mechanismus wirklich eingeführt werden.
ASERBAIDSCHAN
Vorstoß
Baku/Eriwan - Im Krieg um die Südkaukasusregion Berg-Karabach haben aserbaidschanische Streitkräfte nach Angaben von Präsident Ilham Aliyev weitere sieben Orte unter ihre Kontrolle gebracht. Armenien habe eine Niederlage im Kampf um die Region erlitten, teilte Aliyev am Mittwoch im Kurznachrichtendienst Twitter mit. Die Behörden in Berg-Karabach meldeten massiven Raketenbeschuss von aserbaidschanischer Seite und schwere Zerstörungen in der Hauptstadt Stepanakert. Die wichtigsten Städte Stepanakert und Schuschi sind demnach weiter unter armenischer Kontrolle. Die Zahl der getöteten Zivilisten in Berg-Karabach und in Armenien stieg auf 50, hieß es. Aserbaidschan hatte seit Beginn der Gefechte am 27. September 210 Ortschaften wieder unter seine Kontrolle gebracht.
KOSOVO
Rücktritt
Pristina - Der kosovarische Präsident Hashim Thaci ist nach der Bestätigung der Kriegsverbrechen-Anklage gegen ihn von seinem Amt zurückgetreten. „Ich werde nicht als Präsident vor Gericht erscheinen. Um die Integrität des Staates zu schützen, trete ich heute zurück“, erklärte er am Donnerstag auf einer Pressekonferenz in Pristina. Das Kosovo-Sondertribunal in Den Haag habe die bisherige vorläufige Anklage gegen ihn nunmehr bestätigt, sagte er weiter. Thaci war während des Unabhängigkeitskrieges 1998-1999 Oberkommandierender der kosovo-albanischen Untergrund-Armee UCK gewesen. Die Staatsanwaltschaft des Sondertribunals hatte bereits im letzten Juni gegen ihn und mehrere andere ehemalige UCK-Kommandeure vorläufige Anklage erhoben, unter anderem wegen Mord, Verfolgung und Folter.
POLEN
Zustimmungsverlust
Warschau - Nach einer Entscheidung des Verfassungsgerichts zur Verschärfung des Abtreibungsrechts hat Polens nationalkonservative Regierungspartei PiS laut Umfragen stark an Zustimmung verloren. Derzeit kann die PiS gemeinsam mit zwei kleineren, ihr angeschlossenen Gruppierungen mit 28 Prozent der Stimmen rechnen, wie eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts Ibris im Auftrag der Zeitung „Rzeczpospolita“ ergab. Im September waren es noch knapp 39 Prozent. Ende Oktober hatte das polnische Verfassungsgericht entschieden, dass Frauen auch dann nicht abtreiben dürfen, wenn ihr Kind schwere Fehlbildungen hat. Dies kommt de facto einem Abtreibungsverbot gleich. Seitdem gibt es landesweit massive Proteste. Das Urteil gilt als politisch motiviert.
ISRAEL
Gedenken
Tel Aviv - 25 Jahre nach dem Mord an Izchak Rabin haben zahlreiche Israelis des früheren Ministerpräsidenten gedacht. Auf dem zentralen Rabin-Platz versammelten sich am Donnerstagabend zahlreiche Menschen. 25.000 Gedenkkerzen wurden auf dem Platz vor der Stadtverwaltung entzündet. Dort hatte ein jüdischer Fanatiker Rabin am 4. November 1995 erschossen, um territoriale Zugeständnisse an die Palästinenser zu verhindern. In Israel werden Gedenkveranstaltungen stets nach dem Datum im hebräischen Kalender abgehalten. Zeitgleich fanden mehrere Protestmärsche gegen den rechtskonservativen Regierungschef Netanjahu statt. Hintergrund der Proteste sind Korruptionsvorwürfe gegen Netanjahu, dessen Prozess im Mai begonnen hatte. Netanjahu bestreitet alle gegen ihn erhobenen Vorwürfe.
ÄTHIOPIEN
Spannungen
Addis Abeba - Nach monatelangen Spannungen hat die Regierung Äthiopiens einen Militäreinsatz in der Region Tigray im Norden des Landes verkündet. Das Büro von Ministerpräsident Abiy Ahmed warf der Volksbefreiungsfront von Tigray (TPLF) vor, am Mittwoch eine Militärbasis angegriffen zu haben. Am Abend sagte der Regierungschef, die Armee habe die Angriffe nicht nur zurückgeschlagen, sondern es geschafft, wichtige Orte zu kontrollieren. Abiy kündigte zudem „weitere Operationen“ in den kommenden Tagen an. Seit Monaten bauen sich Spannungen zwischen der TPLF und der Zentralregierung auf. Die TPLF war die dominante Partei in der Koalition, die Äthiopien mehr als 25 Jahre lang regierte. Dies änderte sich, als Abiy 2018 an die Macht kam. (dpa/wvg)
„Klare Hinweise auf Gefahr“
Erschütterung und Spurensuche nach Anschlag von Wien
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Wirtschaft
Geschäftsnachrichten
Red Chamber
Dieses US-Fischereinunternehmen hat der lokalen (staatlichen) Werft Tandanor den Auftrag erteilt, zwei Fischereischiffe für einen Betrag von insgesamt u$s 45 Mio. zu bauen. Diese Schiffe sollen zwei ersetzen, die vor Puerto Madryn, Provinz Chubut, versunken sind. Die Investition umfasst auch Reparaturen von anderen Schiffen der Firma, wie auch solche in der eigenen Werft in Puerto Madryn. Das Abkommen wurde von dem Präsidenten von Red Chamber Argentina, Marcelo Mou, und dem von Tandanor, Miguel Angel Tudino, unterzeichnet. Red Chamber hat seinerzeit die in Konkurs geratene Firma Alpesca übernommen, und danach den US-Markt für Garnelen (“langostinos”) geöffnet. Tandanor bildet zusammen mit der daneben liegenden Werft Almirante Storni den Komplex CINAR (Complejo Industrial Naval Argentino). Tandanor wurde unter der Militärregierung mit einem Syncrolift ausgestattet, der die Hebung von großen Schiffen an Land in weniger als einer Stunde erlaubt. Das Unternehmen wurde unter Menem privatisiert und 2007 unter Néstor Kirchner rückverstaatlicht.
MSU Energy
Dieser Kraftwerkbetreiber hat die Erweiterung und die Einführung des kombinierten Zyklus in seinem Wärmekraftwerk in Barker vollendet. Jetzt haben alle drei Kraftwerke der Firma einen kombinierten Zyklus, mit dem die Energieeffizienz um 25% erhöht wird, weil mit dem gleichen Brennstoff mehr Strom erzeugt wird. Insgesamt hat das Unternehmen eine Kapazität von 750 MW. Ab 2016 hat MS Energy in seinen Kraftwerken in General Rojo, Barker und Villa María über u$s 1 Mrd. investiert.
Mercado Libre
Dieses Unternehmen, kontrolliert von Marcos Galperín, das sich dem Handel über Internet widmet, hat seine brasilianische Filiale stark ausgebaut und jetzt mit 4 Flugzeugen ausgestattet (“Meli Air”), die zu den ca. 100 Lastwagen der Firma hinzukommen und Pakete im ganzen Land verteilen sollen. Auf diese Weise sollen die Lieferungszeiten stark verkürzt werden. Mercado Libre ist in 18 Ländern tätig, aber Brasilien hat einen Anteil von 53% am Gesamtumsatz. Die Firma hat in diesem Land zwei große Lagerhäuser in Sao Paulo und ein weiteres in Bahía.
Die grundsätzliche Stellungnahme
Von Juan E. Alemann
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Kultur
Ur-Bond und Erzschotte
Sean Connery ist tot
Der schottische Schauspieler verstarb am 31. Oktober 2020. (Foto: dpa)
London (dpa) - Daniel Craig würdigte ihn als „einen der ganz Großen des Kinos“, für Pierce Brosnan war er „der großartigste James Bond“. Sean Connery spielte den berühmten britischen Geheimagenten zwischen 1962 und 1983 sieben mal. Der Ur-Bond gilt vielen Fans - und auch seinen 007-Nachfolgern Craig und Brosnan - noch heute als der Beste. Nun ist Sean Connery im Alter von 90 Jahren gestorben, zuhause in Nassau im Kreis seiner Familie. Auf den Bahamas hatte der Schotte in den 60ern Jahren den James-Bond-Film „Feuerball“ gedreht.
Bevor Connery zur Schauspielerei kam, hatte er als Milchmann und Lkw-Fahrer gearbeitet. Er posierte am Edinburgh College of Art als Aktmodell für Kunststudenten und landete 1953 bei der Wahl zum Mr. Universum auf dem dritten Platz. Außerdem war er ein begabter Fußballer. Eine mögliche Profikarriere lehnte der junge Connery ab, weil er langfristig mehr Potenzial in der Schauspielerei sah.
Er selbst studierte nicht. Die vielen Hinweis auf die schottische Geschichte und Literatur in seinen Memoiren verraten aber deutlich den Stolz des Autodidakten, der sein Wissen selbst erworben hat. Als junger Mann fuhr er jeden Morgen mit dem Fahrrad in die Stadtbücherei, um dort englische Klassiker zu lesen.
Seinen schottischen Akzent mit dem merkwürdig vernuschelten „sch“ an Stellen, wo man eigentlich ein „s“ erwartet hätte, legte Connery auch als englischer Spion nie ab. „Er hat die Welt mit seiner kernigen und witzigen Darstellung des sexy charismatischen Geheimagenten verändert“, teilten die Bond-Produzenten Michael G. Wilson und Barbara Broccoli mit, deren Vater Albert R. „Cubby“ Broccoli den Schotten einst engagiert hatte. Der Ur-Bond blieb Connery immer.
Unvergessen bleibt er jedoch auch als Archäologie-besessener Vater von Indiana Jones - dessen Darsteller Harrison Ford nur zwölf Jahre jünger war als er - und natürlich als mittelalterlicher Sherlock Holmes in „Der Name der Rose“. Der Franziskanerpater William von Baskerville, der sich der Heiligen Inquisition entgegenstellt, ohne dabei auch nur einmal mehr als unbedingt nötig mit der Augenbraue zu zucken, war in Europa seine erfolgreichste Rolle nach Bond.
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